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Die Aufgabe unſerer Parteien. Wenn es feſtſteht, daß alle politi⸗ 
ſchen Parteiungen ein gemeinſames Band in der idealen Aufgabe haben müſſen, 
welche den Nationen durch höhere Geſetze gegeben iſt, daß ohne dieſen alle gleich⸗ 
mäßig tragenden Boden jeder Fortſchritt ein blinder, jede Handlung des Volkes 
eine mehr oder weniger bewußtloſe ſein muß, ſo wird es nun darauf ankommen, 
für jene Aufgabe, die in den Tagen der neu erwachten Freiheit gewiß Allen in ih- 


rer großartigen Bedeutſamkeit vor der Seele ſteht, den wahren Ausdruck zu finden. 


Und gerade hier ſiehen zwei Anſchauungen einander gegenüber, deren jede ſich ihr 
der Ginfeitigkeit längſt hätte bewußt werden ſollen oder wenigſtens jetzt zum Bes 
wußtſein derſelben kommen muß, wenn wir das Ende der revolutionairen Zuftände 
finden wollen. Die eine meint, mit verächtlichem Hinblick auf alle fogenannten 
Ideale nur aus den durch die Geſchichte bereits gegebenen Zuſtänden die Aufgabe 
der Zukunft ableiten zu dürfen; dabei wird aber vergeſſen, daß jede große Zeit 
etwas gang und gar Neues gebären muß und daß ſich in dem Grundſaßze: „es 
iſt Alles ſchon da geweſen“ die unwürdigſte Trägheit des Denkens mit der des 

andelus verbündet. Ihnen gegenüber ſteht die ſelbſigefällige Schaar jener, die 
aller Kenntniſſe, aller Erfahrung mit Bequemlichkeit entbehren zu können meinen, 
weil ſie die abſolute Wahrheit in den fubjectiven Gedanken ihres eigenen Hirns 
zu per ſich einbilden, Fehlt jenen die Achtung vor dem einen Gedanken, der 
u Bedingungen des zeitlichen Dajeins hinwegfliegend alle und jede beſte⸗ 
hende mit abſoluter Souperainerär ſich unterwirft, jo will der Egoismus dieſer 
nichts wiſſen von dem mütterlichen Boden, der ſie ſelbn doch erzogen und von der 
Geſchichte, deren Sohne ſie ſind. Beide Auffaſſungsweiſen find unmoglich, wenn 
unfere nationale Entwickelung den Anforderungen der Zeit entfprechen fell. Wenn 
alle darin uͤbereinſtimmen, daß jetzt Deutſchlands Große wiederhergeftellt, feine 
Einheit neu gegründet, feines Volkes Freiheit neu geſchaffen werden ſoll: fo mag 
nimmermehr der in den Schranken der gegenwärtigen und augenblicklichen Verhält⸗ 
niſſe feſtgebannte Blick ſicher die Zukunft erfaſſen. Denn ein großes und mächti⸗ 
ges Deutſchland zwar hat es in den Zeiten des Mittelalters gegeben; aber jene 
Große war nicht die eines freien, feiner ſelbſt ſich bewußten Volkes; ſie lag in dem 
Zauber eines phautaſtiſchen Glanzes, der die Krone des römiſchen Kaiſers um⸗ 

rahlte und wenn der ritterliche Muth der einzelnen Starken treu den Fahnen 
des Anführers folgte, ſo waren es unklare Gefühlsregungen, welche fie zur Ein⸗ 


muthigkeit degeiſtert. Das heller erwachende Bewußtſein der ſpäteren Zeit zerriß 
dieſe Bande und das Fauſirecht vernichtete die WR. 5 
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richten wollte, der müßte ſein Auge richten auf die Geſchichte der fremden Völker, 
wo wirklich nationale Einheit ſich erhalten hat bis auf den heutigen Tag. — 
Wie aber? ſollen wir jene Centraliſationsverwaltung unter uns aufnehmen, die 
in Frankreich zwar eine ſtaatliche Einheit geſchaffen, zugleich aber die geſundeſten 
Keime des nationalen Lebens zertreten hat? oder will man uns Eugland als Bei⸗ 
ſpiel vorhalten, wo durchaus audere Zuftände, als die unſern, eine jahrhunderte 
lange Entwickelung bedingten, deren Endziel allerdings eine einheitliche Größe ge⸗ 
worden iſt, wie wir ſie uns wohl wünſchen, aber auf denſelben Wegen, wie jene, 
ſie nimmer erreichen können? — Doch genug davon: auf dieſe Weiſe wird in 
jedem Falle das eigentliche Ziel, die Freiheit des modernen Volkes, die Größe 
und Einheit des modernen Staates aus den Augen verloren. — Denn 
die Ueberzeugung, die man bei jedem vorausſetzen muß, der ein Recht haben will, 
ſelbſtſtändig theilzunehmen an der geſchichtlichen Entwickelung, iſt eben keine andere, 


als daß es jetzt einen Neubau gilt, deſſen Plan mit kühnem Griffe entworfen ſein 
will nach dem großen Gedanken der Freiheit, den unſte Zeit erſt mit Bewußtſein 
zum hoͤchſten Geſetze der Volker gemacht hat. Aber die Freiheit iſt nicht eine 
Geburt der Abſtraktio en; fie ift erw 
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genthuͤmliche Lage unſeres Volkes, die in feiner Geſchichte und in der durch 
dieſe gewordenen Bildung gegeben iſt, wird ihr auch bei uns eigenthümliche Formen 
ſchaffen und wer die Freiheit liebt, muß ſie lieben in der konkreten Geſtalt, die 
durch unſeres Vaterlandes Eigenthümlichkeit bedingt iſt, die ſich 
ſpiegelt in dem Willensausdrucke unſers Volkes. Man hört jetzt viel 
deden von der Souveränetät des Volkes; faßt man dieſen Begriff richtig, 
d enthält er das, was wir ſuchen und ergänzt die Einſeitigkeit ſowohl derer, die 
urch die Rechte der Vergangenheit die Freiheit des Volkes beſchränken, als derer, 
die fie Unabhängig von feiner eignen Selbſtbeſtimmung nach einem abſtrakten 
ema ins Leben rufen wollen; jene zwingt ſie zum Glauben an die Allmacht 

es in der Geſchichte ſich ewig verjüngenden Geiſtes, dieſe lehrt ſie ihr Volk und 
ihr Vaterland lieben. — Beides aber zuſammen führt erſt auf den Boden einer in 
ch gegründeten echten Sittlichkeit, wie wir ſie, im Unterſchiede von bloßer 
oralität, als Grundbedingung aller politiſchen Entwickelung anerkennen müſſen. 
Es iſt einerſeits der Glauben an die Macht, die alle Geſchichte nach ewigen Pla⸗ 
nen lenkt; anderſeits aber die dem Menſchen geziemende Beſchränkung auf das 
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nun zu, wie weit von den bisherigen Parteien die Souveränetät 
diefem Sinne aufgefaßt wird — oder aufgefaßt werden follte. 


* Poſen, den 21. Juli. Die Revolution, welche vor Monaten Be 
ſtabilen Formen erſtarrte Europa aufrüttelte und in eine dem Ziele der Lid! 
ſation hoffentlich näher rückende Bewegung zu verſetzen begann, trägt ein Dop⸗ 
pelgeſicht, verfolgt in zweifacher Richtung die Zwecke, in degem gleichzeitiger 
Erledigung erſt die Wiederkehr geſicherter und erquicklicher Zuſtände zu etwar⸗ 
ten ſteht. Die Verfaffungsfrage und die fociale Reform bilden die beiden von 
einander geſchiedenen Eentra, um welche fi die zu thätiger Geſtaltung ange⸗ 
regten Kräfte vertheilen. Nicht aller Orten treten beide Intereſſen mit gleich 
ſcharf ausgeprägter Bedeutiamkeit in den Vordergrund. England, das ſich im 
Augenblick ebenfalls in einer Kill verglimmenden Revolution befindet, ſtebert faſt 
auschließlich an der ſocialen Frage, an den Forderungen der dem Induſtrieweſen 
zugewandten Kräfte, die in höchſter Potenz ausgebildet, aber auf dieſem Gipfel 
der Entwickelung eines ſtützenden Wiederhalts entbehrend von dem Staate, von 
der Geſellſchaft den feſten vor Noth ſicherſtellenden Boden verlangen. Die Ver⸗ 
faſſungsfrage iſt dort ſeit lange ſo ziemlich geſchlichtet, und wenn der durch Eu⸗ 
ropa wehende Geiſt der Umgeſtaltung auch in England den bereits feſtgeſtellten 
Verfaſſungsbau mit leckenden Flammen umzüngelt, fo ergreift er doch bloß das 
Nebenwerk, die Vorſprünge, welche in Vezug auf den Grundriß des Ganzen 
nur von untergeordneter Bedeutung erſcheinen. Anders geartet iſt der laut und 
toſend dahinrollende Feuerſtrom der Revolution, der im Februar aus dem ko⸗ 
chenden Krater Frankreichs mit plötzlich aufſchnellender Gewalt hervordrang. 

n ein und derſelben heftig verlaufenden Kriſe ſtreben hier zwei Uebel, die 
gleich ſchwer den Volkskörper belaſteten, ſich auf einmal zu entſcheidender Ge⸗ 
neſung durchzuarbeiten. Während man auf dem Revolutionsplage die 8 
bleme des Königsthums vernichtete und die Republik als die fortan für Frank⸗ 
reich geltende Verfaſſung proklamirte, ward zu gleicher Zeit der Palaſt des 
Luxemburg für das Arbeiterparlament eingerichtet und ſo in einem Athem mit 
ungetheiltem Anlauf (zugleich ergriffen) (die politiſche mit der ſocialen Seite.) 
Daſſelbe geſchah faſt in allen Theilen Deutſchlands, wo die Revolution einen 
plötzlichen Uebergang aus den alten Zuständen in eine neue Zeit vermittelte. 
Die doppelten, in verſchiedener Richtung hervorgerufenen Schwingungen des 
Bodens, auf welchem das frühere Volksleben ſich bewegte, rücken auch hier die 
Hoffnung auf baldige Wiederherſtellung einer geglätteten Oberfläche in deſto 
weitere Entfernung. Inmitten dieſer Wirren, bietet die Revolution, welcht in 
unſerer Provinz über die Scene ging, eine eigenthümliche Erſcheinung. Wir 
haben eine Revolution gehabt, die durch blutigen Bürgerkrieg ihren Pfad be⸗ 
zeichnete. Eine ſeit lange vorhandene innere Spannung, ein geheimes Gähren 
hat ſich in erſchütternder Exploſton Luft gemacht, und eine entſchiedene Sonde⸗ 
rung der ſtreitenden Parteien herbeigeführt, ein Reſultat, für das wir eine von 
Frantfurt aus zu erwirkende Anerkennung und nachdrückliche Behauptung 
baldigſt entgegen ſehen dürfen. Dieſe Sonderun unverträglicher Elemente, in 
beiverfeitigem Inleraſſe fefgehalten und durchgeführt, werden die fonſt täglich 
ſich wiederholenden Anläffe zur Reibung verſchwinden, und ſomit Mittel und 
Wege zur Anbahnung gedeihlicher Zustände dem ſuchenden Auge wieder enige⸗ 
gentreten. Denn in unſeren provinziellen Zerwürfniſſen war nur das politiſche 
Erregungsmoment thätig, das ſich hier in die Form innerer nationaler 
Defeindung einkleidete; das ſociale Element, welches anderwärts für ſich 
allein die Bewegung unterhält oder mitwirkend in ihren Gang eingreift, 
mifchte ſich gar nicht oder doch nicht in merklicher Weiſe in die Bewegung, 
welche ſich über die Provinz verbreitet halte. Das Proleteriat hat nämlich bei 
uns nicht in dem bedrohlichen Maße wie anderwärts um ſich greifen können, 
da die Gewerbsthätigkeit der Provinz bis dahin der künſtlichen Vollendung ent⸗ 
behrt, welche für andere Localitäten Mitteleuropas einen ſo zweideutigen Segen 
herbeiführte. Eine eigentliche Fabrikinduſtrie iſt bei uns noch gar nicht vor⸗ 
handen; die Arbeit der Menſchenhand beſchränkt ſich noch immer auf die Boden⸗ 
eultur und die kleinen Gewerke, deren Erzeugniſſe nicht auf den Luxus oder auf 
entfernte Abſatzgebiete berechnet ſind, und daher auch in den Zeiten einer all⸗ 
gemeinen Einſchränkung keine ſehr bedeutende Schmälerung, am Allerwenigſten 
eine gänzliche Reduktion des Begehrs erfahren können. Die unvollkommene 
Entwickelung unferer gewerblichen Zustände, die in ruhigen Zeiten als ein Ge⸗ 
brechen zu betrachten war, kommt üns in jetzigem kritiſchen Momente inſofern 
zu Gute, als wir durch den Mangel an induftrieller Bildung auch vor der ge⸗ 
fährlichen Verbildung bewahrt blieben, die in andern vorzugsweiſe dem Fabrik. 
weſen zugewandten Diſtrikten die verderblichſten Früchte getragen hat. 1 
gewerblicher Aufſchwung ſteht aber unſerer Provinz noch in Zukunft bevor, a 
nach erfolgter Auseinanderſetzung der gegenfeitig in unfruchtbarer S oll 
bisher ſich niederhaltenden Kräfte auswärtige Kapitaliſten ſich fegt ungün⸗ 
werden veranlaßt fühlen, das hieſige Terrain zu befruchten und die A an dad 
ſtige Gelegenheit durch zuverſichtliche Speculationen auszubeuten. enländifchen 
vollendete Eiſenbahn verwandelt einen großen Theil unſerer 90 fie heran z 
Provinz in einen dem Meere anliegenden Küſtenſtrich und fegt „ 
unmittelbarem überſeeiſchen Weltverkehr.) (Der Dampf Fortheile der Unter. 
fehlenden natürlichen Triebkräfte;) Hand in Hand mit a: erichloffenen Boden 
nehmer geht aber auf dieſem bisher der Induſtrie noch IE der von vornherein 
die geſuude Eutwickeluug eines kräftigen Arbeiterin Laufbahn antritt, und 
unter den nöthigen Garantien ſeine erſt zu eg ae durch revolutionäre Aus 
nicht wie anderwärts ſchon gekränkte, natürliche ze ſich augenblicklich das 1 
brüche ſich zu erringen nöthig hat. Die Kriſis, wo ganze 


gebildete Europa befindet, kann nicht reſultatlos bleiben, muß namentlich auch für die 
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ſturms 190 verſteckt im Boden gelegen haben, während andere ſchon mehr oder 
weniger über die Oberfläche emporgeſchoſſene induftrielle Anpflanzungen noch 


dürften. Allgemeinerer Wohlſtand, beſſere Verwerthung der Bodens und Men⸗ 
ſchenkräfte ſtellt alſo die nächſte Zukunft grade unſerer Provinz in Ausſicht, 
wenn die nun geſchiedenen Parteien dies und jenſeits ihrer Abgrenzungslinie 
mit einander Frieden halten und ohne feindſelige Behelligung ſich gegenſeitig 
gewähren laſſen wollten. Es iſt im Augenblick eine Art von Stillſtand zwiſchen 
den Parteien eingetreten, die vor Kurzem noch drohend gegen einander lagerten. 
Möge dieſe Ruhe ſich für die Dauer conſolidiren, und hüben wie drüben wohl 
erwogen werden, daß die ganze, ihre Geneſung kaum beginnende Provinz, von 
diefer andauernden Ruhe allein ihre Wiederſtarkung erwartet, und jeden ihrer 
Söhne für die Zerrüttung und das Verderben verantwortlich macht, das ein 
Rückfall in die Aufregung der letzten Wochen nach ſich ziehen würde. 
Berichtigung. — Bei dem raſchen Abdrucke der geſtrigen Frankfurter Mit⸗ 
thellung find im Aten Antrag des Ausſchuſſes einige Druckfehler vorgekommen. Die⸗ 
fee Paffus lautet : 
4) In Beziehung auf die Petitionen, welche Weſtpreußen betreffen, den 
nicht deutſchen Bewohnern dieſer Provinz zu erklären, daß die National: 
Verſammlung allen nicht deutſchen Volksſtämmen auf deutſchem Bundes- 
boden (alſo auch überall auf demſelben den Polen), ungehindert volfs- 
thümliche Edtwickelung u. f. w. gewährleiſtet habe. 


++ Berlin, den 19. Juli. Wer Camphauſen kennt, wird feine Wei⸗ 
gerung zur Annahme des Vorſitzes im Reichsminiſterium erklärlich finden. Ich 
habe ſchon früher einmal darauf hingewieſen, wie der Camphauſen mit Recht 
vorgeworfene Mangel an Thatkraft während feiner Amtsführung feinen tiefern 
Grund in dem Zwieſpalt hat, in den der frühere Premierminiſter über die Stel: 
lung Preußens zu Deutſchlands gerathen iſt. Camphauſens Edelmuth und 
Gewiſſenhaftigkeit iſt ſelbſt von ſeinen Gegnern anerkannt; beide Eigenſchaften 
hatten die härtefte Probe zu beſtehen, als die große Frage der Zeit, die Ordnung 
der allgemein deutſchen zu den preußiſchen Angelegenheiten in den Vordergrund 
tam, und es des Miniſters Aufgabe wurde, hier entſcheidend aufzutreten. Ca mp⸗ 
haufen iſt Rheinländer, man weiß, wie am Rhein deutſche Sympathieen vorwie⸗ 
gen, preußiſche dagegen ſchwächer vorhanden ſind; es iſt überflüſſig, auf die Urs 
ſachen zuruͤckzugehen, die dieſe Stimmung dort erweckt haben, denn es hieße von 
Neuem auf das abgetretene Syſtem ſchwere Steine werfen. Die Thatſache ge⸗ 
nügt, daß man am Rhein nichts weniger als franzöſiſch, ſonderu rein deutſch, das 
gegen weniger preußiſch ſein will, und hierdurch alſo der allgemein deutſche Ge⸗ 
ſichtspunkt der maßgebende iſt. Dieſe Stimmung charakteriſirt faſt die ganze be⸗ 
figende Klaſſe der Bevölkerung; ganz beſonders iſt in ihr die Auſicht der kleineren 
Grundbeſitzer vertreten, die dort für die politiſche Bildung den Ausſchlag geben. 
Nur in der höheren Klaſſe ſpricht ſich eine Sympathie für Preußen aus, nicht für 
das Bureaukratiſch⸗Abſolutiſtiſche von früher, ſondern für den Staat Preußen, der 
bei freier Verfaſſung durch eine ausgezeichnete Veranlagung des Volkes und intel⸗ 
lektuelle Kraft zu einer geiſtigen Hegemonie in Deutſchland berufen ſchien. Es 
iſt die Anſicht, die früher Fo oft in der deutſchen Preſſe herrſchte: Preußen brauche 
nur zu wollen, und es hat den Vorraug in Deutſchland. Camphauſen ge⸗ 
hörte dieſer Richtung au, die Preußens Glorie ſah, wenn es offen und ehrlich ſich 
an die Spitze des conftitutionellen Deutſchlands geſtellt hätte: für dieſe Anſicht 
kaͤmpfte er mit vielen Anderen jo muthig, aber ohne Erfolg bis zur Revolution. 
Zu diefer Zeit ſchlngen die Sympathieen in Antipathieen um, man entfernte in 
einem Theile Deutſchlands ſich von Preußen, je mehr man ſah, daß nach dem ge⸗ 
waltſamen Sturz des früheren Syſtems und nachdem in ganz Deutſchland eine 
Aenderung eingetreten, Preußen eine Hegemonie beanſpruche. Süddeutſche Zei⸗ 
tungen brachten damals eine Fluth der gemeinſten Vorwürfe; die Taktit vieler 
Parteien ging dahin, dem Staate feine Stützen zu rauben und ihn für alle Falle 
unſchädlich zu machen. Unter ſolchen Umſtänden war C amphauſen ins Mi⸗ 
niſterium getreten, erfüllt von dem Gedanken von Deutſchlands Einheit, gleichzei⸗ 
tig bemüht, das preußiſche Staatsgebäude vor Verfall zu bewahren. Immer 
rühmte man an Camphauſen geiftige Klarheit: nun ja, aber gerade darum 
war es ihm nicht gelungen, den Weg zur vollſtändigen Verföhnung der preußiſchen 
und deutſchen Intereſſen zu finden. Die Achtung, die der König vor feinem Pre⸗ 
mier⸗Miniſter hatte, iſt bekannt; hierin, und eben weil Camphauſen Preuße 
ist, ſcheint der Grund ſeiner Wahl durch den Reichsverweſer zu liegen. So ſehr 
ehrenb für C. dieſe Wahl if, hat er fie abgelehnt, weil der deutſche Reichshaupt⸗ 
miniſter nut den deutſchen Standpunkt einhalten muß, er aber mit Recht, und wenn 
er feinem Gefühle folgte, in ſeiner Wahl die Anerkennung und dle muthmaßliche 
Vertretung preußiſcher Intereſſen erblickte, eine Aufgabe, die ihn für ſeine Perſon 
eine unausführbare deuchte. 
Berlin, den 20. Juli. Das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts ⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenhelten hat ausgeſprochen, wie es fortan keinem Bedenken 
untetliege, daß auch Kirchen, Schulen, milde Stiftungen und andere öffentliche 
Anſtalten, fo weit es ihre Mittel geſtatten, lich, bei der freiwilligen Anleihe 
betheiligen, und in politiſcher Hinſicht es ſelbſt im Intereſſe der gedachten 
Auſtalten rathfam erſcheine, wenn dieſe Vetheiligung in ſolchem Umfange erfolge, 
als verfügbare und ohne Verlust realiſtrbare Fonds vorhanden ſeien. 
E (RZ) Der Miniſter des Junern hat eine Verfügung an ſaͤmmtliche 
Regierungspräſidien erlaſſen, worin ex ihnen mittheilt, daß er zwar, ſeiner neu⸗ 
lichen Erklärung in der National-Verſammlung getreu, jeden ungerecht angegrif⸗ 
fenen Staatobeamten vertreten werde, er jedoch nicht geſonnen fei, ferner Beamte 
im Dienſte zu dulden, welche ſich Uebergriſſe erlaubten, oder ihren amtlichen Ein⸗ 
fluß zur Verwirtlichung reactionäter Beſtrebungen beuugten. Der Miniſter 
fordert daher die Regierungs⸗Präſidien auf, dieſe Verfügung mit dem Bemerken 
betauntzumachen, wit es für jeden, einem freiſinnigen Regierungsſoſtem nicht Zu⸗ 
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gethaneuen, eine Ehren ſache fei, ſofort um feine Entlaſſung einzukommen. 
Kämen deſſenungeachtet Uebergriffe oder reactionäre Beſtrebungen der Beamten 
vor, fo würden letztere fofort entlaſſen. 

— Die Lage der Handels- und Induſtrieverhältniſſe unſerer Provinzen ver⸗ 
langt gebieteriſch, daß wir ihnen die größte Aufmerkſamkeit ſchenken, denn mit dem 
von Süͤddeutſchland auch für und beabſichtigten Schutzjolltarif, im Namen des ei⸗ 
nigen Deutſchlands, wurden unſere See- und Handelsſtädte völlig ruinirt und 
dem Monopole einiger ſüddeutſchen Fabrikanten geopfert werden. Deshalb ha; 
ben einige Oſtſeeſtädte und einige andere Plätze den Entſchluß gefaßt, eigene Des 
putirte nach Frankfurt zu ſenden, um Preußens Intereſſen auf alle Weiſe wahrzu⸗ 
DI Von Danzig aus geht unter andern der Kaufmann Behrend dorthin, 

em ſich von hier aus mehrere Deputirte anſchließen werden. Deshalb iſt auch 
der hieſige Freihandelsverein unverzüglich wieder zuſammengetreten, um Vorträge 
zur Aufklärung über unſere Intereſſen zu halten und Eingaben an die National- 
verſammlungen zu machen. Sollte Herr Duckwitz, don Bremen, wirklich deutſcher 
Handelsminiſter werden, neben Herrn v. Nönne als Finanzminiſter, ſo iſt in der 
That die größte Gefahr für unſern Wohlſtand vorhanden und kein Augenblick zu 
verlieren. 

— Der Handelsminiſter Milde hat geſtern mit feiner Familie feine Amts⸗ 
wohnung in der Wikhelmsſtraße bezogen. ) 

— Die Commiſſion zur Feſtſtellung eines Verfaſſungs⸗Entwurfs 
hat ſich am Sonnabend für das Zweikammer⸗Syſtem entſchieden und zwar 
ſo, daß die erſte von den Behoͤrden der Kreife und Provinzen zu erwählen iſt; 
die Prinzen find keine geborenen Mitglieder derſelben. Die Abtheilungen haben 
die Berathung des Vürgerwehrgeſetzes beendet und beſchäftigen ſich jetzt mit der 
Zwangsanleihe. Nach den neneſten Ereigniſſen hat die republikauiſche Linke be⸗ 
deutend an Terrain auch in den Abtheilungen verloren; der Gedanke an das 
einige Deutſchland iſt keinesweges zurückgetreten, aber man will Preußens 
Macht nicht zum Nachiheil von Deutſchland in den Schatten ſtellen laſſen. Der 
lebhafteſte Wunſch aller Parteien geht jetzt auf die baldige Vorlage des Commu⸗ 
nal⸗Geſetzes, welches von der Regierung auf das Eifrigſte berathen wind. Wer 
die großen Schwierigkeiten, welche ſich an dies Geſetz knuͤpfen, nur einigermaßen 
zu würdigen weiß, wird indeß die ernſte Erwägung deſſelben am Orte finden, 
ſetbſt unter der Bedingung, daß die Vorlage noch einige Zeit verzögert wer⸗ 
den ſollte. . 

— Das gegen den Studenten Moneke wegen Majeſtats⸗ Beleidigung in 
erſtet Inſtanz ergangene, auf drittehalbjähtige Feſtungshaft und Kokardeu⸗Ver⸗ 
luſt lautende Erkenntniß iſt von dem Ober- Appellations⸗Senat des Kammerge⸗ 
richts geſtern lediglich beftätigt worden. a 1 

— Das gegen den Hauptmann v. Dab met die Lieutenants Techow und v. 
Arnold gefällte kriegsgerichtliche Erkenntuiß hat, wie man hört, die Königliche 
Bestätigung noch nicht erhalten. Weiterem Vernehmen nach, lautet der Spruch 
des Kriegsgerichts, in welchem der Kommand. des 3. Armeekorps, General; 
Lieutenant v. Wey rach den Vorfig geführt, gegen Natmer auf zwanzigläh⸗ 
rige, Techow auf lebenswierige und Arnold auffünffährige Feſtungshaft. 

Hier ſieht es ruhig und friedſam aus. Die eiſernen Gitterthore ſind heut an 
alle Portale des Schloſſes beſeſtigt worden, ohne ſcheinbar eine von etwas Ans 
derem, als Neuglerde getriebene Menge herbeizuziehen. Die über Korn, 
Sigrift, Löwinfon und Urban gefprochenen Urtheile kommen ihren Anhän⸗ 
gern ganz unerwartet, fie hatten auf Freiſprechung ſicher gezahlt und beſchloſſen, 
die Angeklagten nach erfolgter Abſolution ſofort im Triumph durch die Straßen 
zu tragen. Die Behörde hatte hiervon Nachricht bekommen, und da ſie unruhige 
Auftritte befürchtete, fo war am Sonnabend das erſte Garde Regiment von Char, 
lottenburg nach Moabit vorgeſchoben worden. 

Frankfurt a. M., den 17. Juli. 39 ſte Sitzung der Deutſchen 
Nationals®erfammlung am 15. Juli. Die Sigung wurde nach A 
Uhr von dem Präſtdenten von Gagern eröffnet. Grumbrecht knüpfte an die 
Vorleſung des Protokolls der lezten Sizung die Bemerkung, daß ſich die Ab⸗ 
geordneten Detmold von Hannover und Deymann von Meppen von der Er⸗ 
klärung der Hannoverſchen Abgeordneten ausgeſchloſſen hätten. 

Der Präſident theilte eine mittelſt Schreibens demſelben zugegangene Bot» 
ſchaft des Reichsverweſers an die konſtituirende National⸗Verſammlung, ſo 
wie Abſchrift der Ernenungs-Urkunden der bis jetzt ernannten Reichs miniſter, 
angegangen) Jehan See Pee F ge ne auf) 
Br: id Rey Ferusitgen General⸗Majors Eduard v. Peucker (Reiches 
Kriegsminister), ſodann eine von dem Reichsverweſer an das Deutſche Volk 
erlaſſene Proclamation (f. das geftrige Blatt des Preuß. Staats⸗Anz) mit. 
Nach dem Inhalte der Botſchaft wird ſich der Reichsverweſer unverzüglich nach 
Wien begeben, um das in der Proclamation vom 6. Juli zu Wien gegebene 
Versprechen zu löſen, den Reichstag in Wien zu eröffnen. Der Reichs verweſer 
wird Frankfurt nur auf kurze Zeit verlaſſen, begleitet von dem Jufſizminiſter. 
Es ſind vorläuſig nur die Miniſter für die nothwendigſten Geſchäftszweige er⸗ 
nannt; die Vervollſtändigung des Miniſteriums wird nach der Rückkehr erfol⸗ 
gen. Daß der Reichsverweſer in Begleitung von Heckſcher am 15. d. nach 
Wien abgereiſt iſt, haben wir bereits geſtern gemeldet. 

Nach Verleſung der vorbezeichneten Urkunden, von denen insbeſondere die 
Proklamation mit Jubel aufgenommen wurde, nahm der Reichs- Miniſter v. 
Heckſcher das Wort, um einige Erläuterungen über die Reiſe zu geben. Es 
iſt nach dieſen bereits Vorſorge für einen Stellvertreter des Erherzogs Johann 
in Wien getroffen. Reichs⸗Miniſter von Schmerling erklärte die Prokla⸗ 
mation an das Deutſche Volk als das Programm des Minifteriums, Es kann 
dem Minifterium nicht beifallen, Einfluß auf die Begründung des Verfaſſungs⸗ 
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diefe Das Miniſterium wird ſich bemühen, den äußeren Frieden zu erhalten, 
daß yo mühung aber hat ihre Gränzen. Das Miniſterium wird nie zugeben, 
irgend Ehre und Unabhängigkeit Deutſchlands bedroht werde durch Gefahren 


ee ee bereits gedruckten längeren Bericht über einen 
1 1 0 Haßler's, den Schutz der Donau- Dampfſchleppſchifahrts⸗Geſellſcaft 
geachtet d 0 0 Verkehrs betreffend. 
22 er bereits früheren Beſtimmungen über Freiheit der Schifffahrt auf 


2 der Donau ertheilt, 
Vor Schiſßer. Innungen der Donauſtädte beharren noch forthin auf veralteten 


— bei ihrem Vorrecht, ausſchließlich März 1830, nach welcher die Linzer 
ollen. 
Far Der Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft 
en Exekutiv⸗Gewalt zur ſchleunigen Einſchreitung in der Richt it in 
len, I) daß die Oeſterreichiſche Regierung zur Aeußerung 1 
ſer Eingabe veranlaßt, zugleich aber 2) wenn die behaupteten Thatſachen rich⸗ 
ug find, insbeſondere wenn dit Kundmachung der Kaiſerl. Obderensſchen Lan⸗ 
t6-Regierung vom 31. März 1830 bezüglich der nicht Oeſterreichiſchen Schiffer 
ee außer Wirkſamkeit gefegt ift, die Kaiſerl. Regierung zur unverweil⸗ 
ſterreichiſchen Our ns fügung aufgefordert werde, durch welche die nicht Oe⸗ 
fahrt und Hanel men Deſterreichiſchen hinſichtlich der Freiheit von Schiff⸗ 
den Stand der Aa eg e u N 3) daß der Nationalverfammlung über 
Centralgewalt ertheilt werde. Kir baldige Nachricht von der proviſoriſchen 


Es wurde nunmehr zu dem erſten Gegenſtand der Ta 
19 i e für Wehr-⸗Angelegenheiten, . ä 
Dickuſſon i die Wiederaufnahme der am 7. Juli bereits giſchloſſen erklärten 
— „indem vom Ausſchuſſe noch eine nachträgliche Erläuterung gegeben 
en, und zwar die fofortige Fortſetzung ohne Rückſicht auf die Abweſenheit 
des Reichs⸗Kriegs⸗Miniſters. (Schluß folgt.) 
Pi Be furt a. M., den 18. Juli. Die proviſoriſche Centralgewalt für 
a en an die Regierungen aller Deutſchen Staaten die Mittheilung 
daß e S die verantwortlichen Miniſter ernannt und 
Rn — ng der der proviſoriſchen Centralgewalt durch das Geſetz vom 28. 


ertr 
Sie hat in — — begonnen wurde. 


mächtigte ernannt würden, um mit ihnen in Verbindung zu treten. Die pro⸗ 
Da Centralgewalt hat erklärt: fie wünſche mit den Bedürfniſſen der 
; eutſchen Regierungen und der Deutſchen Volksſtämme, fo weit fie den nach 
em Gefege vom 28. Juni 1848 beſtimmten Wirkungskreis berühren, auf das 
umfaſſendſte ſich bekannt zu machen, und fie zähle hierbei auf freimüthige, uns 
ummundene Muttheilung, welche ſie mit gleicher Offenheit erwidern werde. 
=> > der 40ſten Sitzung der Deutſchen National⸗Verſammlung 
3 Juli wurde eine Botſchaft des Reichsverweſers mitgetheilt, wonach 
Reich kim Abweſenheit des Reichs⸗Juſtiz⸗Miniſters deſſen Functionen dem 
über die An des Innern übertragen find. Nach einer kurzen Diskuſſton 
— — der an die Miniſter zu richtenden Interpellationen erſtattete der 
— m — Ausſchuß ſeinen Bericht über die poſenſche Frage. Derſelbe be 
fu ER Zulaſſunga der Einverleibung eines Theiles des Großherzogtgums Por 
Die Wahl des Her der dortigen Abgeordneten (fiche unſere geſtrige Zeitung.) 
Herrn Heldmann in Nidda wurd RE ar % 
Zueſchuſſes von der Versammlung für ung e des — 
gemäß wurde ſodann die Verathung über den Art. 1.8.3 der Grundecchte forgefene 
Heidelberg, den 17. Juli. Seit einigen Tagen befindet ſich unſere ala⸗ 
2 Jugend in lebhafter Aufregung, und es ſcheint ein Theil derſelben ent⸗ 
Bon, heute noch die Stadt zu verlaſſen. Eine kleine Anzahl von Studiren« 
— einen demokratiſchen Verein Gegründet, der nach Angabe der Statuten 
Yon = geſetzt hatte, durch die Preſſe, Belehrung u. ſ. w. die Einrichtung 
am ane e Mepublit vorzubereiten. Eine Aufforderung zum Beitritt, die 
gen un Brett erfchienen war, wurde vom Univerſitätsamte zwei Mal weg⸗ 
Mitglieder — Verein ſelbſt aber durch Miniſterialerlaß aufgelöſt. Obwohl die 
der Stud 0 Be Vereins dem Vernehmen nach nur ein Zwanzigtheil 
Kränkung der . —— . ſo ſah die Mehrzahl doch in dieſem Verbot eine 
ſympathiſiren, gla chen Rechte; denn ohne mit jener demokratiſchen Teudenz zu 


ubt 

men, daß man Ane G doch, eine einſeitige Bevormundung wahrzuneh⸗ 
den beſtehenden aber e ähnlicher Art beſtehen laſſe, einen aus Studirens 
aus, daß aus dem ä Eine größere Verſammlung ſprach ſich dahin 
allgemeine Studentenſache ſei 3 die Sache des unterdrückten Vereins eine 


ſchickte eine Deputation nach Karlsruhe, um 


ungeſäumte Zurücknahme des Verbotes zu erwirken. ur Miniſtetiaheſteipt be⸗ 
nief ſic auf beſiehende Geſcte früherer Zeit und verſicherte, es ek im verſloſſenen 
März eine Erweiterung der beſtehenden Afsoeiationstechte weder Ca Ha 
reicht worden. Geſtern Abend verkündete die Deputation den Studirenden dieſe 
Antwort, ‚fie waren dadurch nicht befriedigt und entſchloſſen ſich nun, n 
geu die Stadt zu verlaſſen und nach Neuſtadt a. d. Hardt zu ziehen. ern 
Augenblick werden die Vorbereitungen dazu getroffen. Ein Anſchlag des akabe nen 
ſchen Senats mahnt die Studirenden ab, auf dieſem Wege ihr vermeintliche 
Recht zu verfolgen, und erinnert fie daran, daß das Geſetz von 1833, deſſen 
Hauptbeſtimmungen beigedruckt find, und welches der Regierung das Recht giebt, 
jeden Verein, der ihr gefährlich ſcheint, aufzulöſen, auch heute noch in anerkann⸗ 
ter Wirkſamkeit beſtehe. Der Aufruf wird au den Straßenecken angeſchlagen, 
aber, wie wir uns durch eigne Auſchauung überzeugten, auch ſogleich wieder 
(nicht von Akademikern) abgeriſſen. Es ſcheinen darnach auch Leute thätig zu 
fein, in deren Jutereſſe es liegt, eine Verſtaͤndigung wo möglich zu hindern. 
Gegen 11 Uhr ſoll, wie wir hören, der Auszug ſtattfinden. (D. 3.) 

Die „Karlsr. Ztg.“ enthält folgende „abgedrungene Provokation“ Karl 
Heinzen s gegen Hecker: „Wie man mir ſchreibt, enthält das in Rheinfel⸗ 
den erſcheinende Blatt „Volksfreund“ eine Erklärung der Herren Hecker, 
Mögling und Schöninger, wonach dieſe Herren mit mir „in keinerlei Ver⸗ 
bindung ſtehen.“ Was die Adjutanten oder Trabanten Hecker's betrifft, ſo 
weiß ich nicht, ob das Publikum eine beſondere „Verbindung“ dieſer Notabili⸗ 
täten mit mir vorausgeſetzt hat; ihrer Losſagung könnten ſich, däucht mir, mit 
demſelben Recht tanſend andere gleichgiltige Perſonen anſchließen. Was Hecker 
ſelbſt betrifft, To habe ich dieſem ſchon vor längerer Zeit in Hüningen die „Ver⸗ 
bindung“ meinerſeits auſzukündigen mich genöthigt geſehen. Das Räthſel, 
das er in ſeiner Erklärung jetzt dem Publikum aufgiebt, wird er hoffentlich voll⸗ 
ſtändig löſen. Nachdem er einmal den öffentlichen Weg betreten, erwarte und 
verlange ich, daß er, und zwar nicht in unzureichenden Zeitungserklärungen, mit 
der Sprache ganz herausrücken werde; ich werde ihm mit ganzer Sprache ant⸗ 
worten. Ich laſſe den Vorwurf nicht auf mich kommen, daß ich Streit im ei⸗ 
genen Lager hervorgerufen; aber wo ich genöthigt werde, im Intereſſe meiner 
Ehre oder im Intereſſe einer Sache, für die ich nicht ein Kämpfer von geſtern. 
bin, hervorzutreten, da darf ich keinen Handſchuh liegen laſſen, der nicht gar 
zu ſchmutzig iſt. Biel, Kanton Bern, den 7. Juli 1818. K. Heinzen.“ 

Aus dem Odenwalde den 14. Juli. Dem unruhigen Treiben in der 
Grafſchaft Erbach if plötzlich durch eine militairiſche Demonſtration ein 
Ende gemacht. An der Spitze von 4 Compagnien Infanterie, einer Batterie 
Artillerie und einer halben Schwadron leichter Reiterei rückte Major Gräkmann 
am 10. Juli in Michelſtadt ein. Am folgenden Morgen wurde Karl Rexroth I., 
der bei den dortigen Umtrieben am meiſten gravirt ſein ſoll, verhaftet, und un⸗ 
ter Estorte nach Darmſtadt abgeführt. Andere, denen kein beſſeres Loos bes 
vorzuſtehen ſchien, hatten ſich durch die Flucht der ihnen drohenden Verhaftung 
entzogen. Zu weiteren Verhaftungen wurde gegen Perſonen vorgeſchritten, die 
beſchuldigt find, aufrühreriſche Schriften verbreitet zu haben. Mit dem Mili⸗ 
tair zog zugleich eine Unterſuchungs⸗Commiſſton ein. ö \ 

Darmſtadt, den 13. Juli. Es werden gegenwärtig auf dem hieſigen 
1 Schießverſuche aus Geſchützen mit gefüllten Kugeln angeſtellt, deren 

ürkung erſtaunlich fein fol. Jede ſolche Kanonenkugel iſt mit 80 gewöhnlichen 
Brote gr, und das Ganze mit eee Schwefel ſo 100 
. 5 ü ung eine feſte Maſſe bildet. „Der Zeitpunkt des Zerſpringens 

beruht auf dem darauf gejegten Tampin oder Zuͤndrohr, das mit Nummern vers 
jehen if. Das Zerſpringen in jeder beliebigen Schußweite wird dadurch bewerk⸗ 
ſtelligt, daß man das Zündrohr an dieſer oder jener Nummer anbohrt, was alles 
auf der genaueſten Berechnung beruht. Hat die Kugel den beſtimmten Raum 
durchflogen, ſo zerſpringt ſie im Fluge, und treibt ihre mörderiſche Füllung, dle 
ſich fächerförmig ausbreitet, in gerader Richtung vorwärts. Die Wirkung dieſer 
gefüllten Kugeln iſt weit furchtbarer, als die der gewöhnlichen Kartätſchenſchüͤſſe, 
und Männer vom Fache, die den Verſuchen beiwohnten, behaupten, daß wenige 
Schuͤſſe hinreichen würden, ganze Colonnen niederzuſchmettern. Der Lehrer dieſer 
mörderifchen Erfindung iſt ein Herr Froͤbel aus dem Hannoverſchen; er verkaufte 
fein Geheimniß an die hieſige Artillerie um 900 Thlr. und 3 Thlr. Diäten t gs 
lich, ſo lange feine Gegenwart bei den Verſuchen nöthig iſt. 8 


Hamburg, den 17. Juli, 8 Uhr Abends. Die eben eingetroffenen Däni⸗ 
ſchen Blätter bis zum 15. d. bringen wenig Neues. Faedreland theilt die ſchon 
mehrerwähuten Waffenſtillſtandsbedingungen mit, die aus 12 Paragraphen ber 
Rechen, Zu bemerken iſt, daß wieder mehrere Erkenntniſſe über Deutſche Schiffe 
gefallt, und zwar das Schiff „Fairy,“ Kapitän Blodorn, noch am 45. d. für 
gute Priſe erklärt worden iſt. N 

— Handelsbriefen aus Kopenhagen zufolge, verlautete daſelbſt eine halbe 
Stunde vor Abgang des Dampfſchiffes, daß die Verhandlungen zwiſchen 
Wrangel und Hedemann abgebrochen ſeien. In der > wurde 
Oeneralmarſch in der Kaſerne gefchlagen, was einige Unruhe veranlaßte. Es 
verlautete nur, daß 4000 Mann Truppen ſich bereit halten ſollen, zum Heere 
abzugehen. 5 ö 

5 Ein uns direkt zugehendes Schreiben aus Kopenhagen dom 14. d., aus 
guter Quelle, meldet im Widerſpruche hlemit, daß der Waffenſtillſtandsvertrag 
in einer Staatsrathsſitzung am 12. d., welcher der König ſelbſt beiwohnte, rati⸗ 
ſicirt ſei. Die nächſte Zukunft muß lehren, was es mit allen dieſen Wider⸗ 
ſprüchen für eine Bewandtniß hat. . ne ei 

17. Juli Der General v. mann, General⸗Adjuta 
des Königs 2 ea, et * von Berlin kommend, ven 
Altona nach Rendsburg abgegangen. — 3d. Tannſche Freicorps hatte 
den 13. von Seiten des Obercommandos den Befehl erhalten, am 15. feine 
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Stellung an der Oſtküſte zu verlaſſen, und in einigermaßen forcirten Märſchen 
nach Rendsburg zurückzukehren. Dort angekommen, ſoll es von Seiten der 
proviſoriſchen Regierung, unter Dankſagung für ſeine geleiſteten vielen guten 


Dienſte aufgelöft werden. N 
Wien, den 17. Juli. (Bresl. Ztg.) Die (bereits erwähnte) von dem 


Oſſizier⸗Corps angeregte Verbrüderung zwiſchen der hieſigen Garniſon und der 
Nationalgarde fand am 14. trotz der ungünſtigen Witterung im Salon des Au⸗ 
gartens ſtatt. Sowohl der Kriegs⸗Miniſter Graf Latour, als die Generalität 
und viele Offiziere, ſo wie einige Tauſend Nationalgardiſten und Studenten, 
waren gegenwärtig. General Frank und Grenadier-Hauptmann Braun waren. 
die Hauptſprecher von militairiſcher Seite; fie verſicherten, daß die Armee voll⸗ 
kommen conſtitutionell geſinnt und zur Vertheidigung der Freiheit bereit ſei und 
nur dann ſich feindlich erheben werde, falls man die monarchiſche Regierungs- 
fen verlaſſen oder die Dynaſtie ſtürzen wolle. Von der anderen Seite traten 
rofeſſor Reutter, Dr. Frenkel und Student Willner als Redner auf. Vom 
Augarten ging der Zug des Ofſtzier⸗Corps im Geleite zahlreicher Nationalitä⸗ 
ten durch die Leopoldſtadt in die Stadt über alle Hauptpläge unter dem beſtän⸗ 
digen Jubelrufe des Volks und dem Wehen der Tücher der aus den Fenſtern 
ſchauenden Damen. Später erſchien eine Anſprache der hieſigen Garniſon an 
die Bevölkerung der Hauptstadt, worin fie ihre Anhänglichkeit an das conſtitu⸗ 
tionelle Syſtem, gleichzeittg aber ihren Unwillen über die Zügelloſigkeit der 
Preſſe zu erkennen gab. 

Wien, den 18. Juli. Obwohl man erſt geſtern Abends die Rückkehr des 
Erzherzogs Johann erwartete, iſt derſelbe bereits um 3 Uhr Nachmittags in 
Nußdorf ans Ufer geſtiegen und mittelſt der Hofwagen unter großem Volks jubel 
in die Burg gefahren. Um halb 5 Uhr langte der Erzherzog in der K. Hofburg 
au und begab ſich ſoſort in die Gemächer der Reichskanzlei, wo er ſich, noch in 
Reiſekleidern, auf den Balkou begab und folgende Worte an das zahlreich ver⸗ 
ſammelte Volk ſprach: „Meine lieben Wiener! Als ich Euch vor acht Tagen 
verließ, verſprach ich am 17. d. wieder zurückzukommen. Ich habe mein Wort 
treulich gehalten. Eure Deutſchen Brüder laſſen Euch ſchoͤnſtens grüßen!“ wor⸗ 
auf ſich Se. Kaiſ. Hoheit unter dem Jubel der Verſammlung wieder zurückzog. 
Da der Erzherzog äußerſt ermüdet von der Reiſe hier ankam (er hatte die Strecke 
von Frankfurt bis Wien in 42 Stunden zurückgelegt), fo hat er ſich den auf 
den Abend beſtimmten Fackelzug verbeten. An demſelben Tage und um dieſelbe 
Zeit kam auch die Gemablin des Etzherzogs aus Steyermark mit Familie in 
Wien an. Da ihr Eintreffen ſchon vorher bekannt worden war, ſo wurde auch 
ihr ein Empfang bereitet, ſo feierlich und herzlich, wie dieß den gemüthlichen, die 
größte Pietät gegen ihren Fürſten hegenden Wienern eigen iſt. Es iſt dabei ber 
zeichnend, daß die zu ihrer Einholung abgeſendete Deputation dieſelbe direct in 
die kaiſerliche Burg führte und auf Geheiß des Sicherheitsausſchuſſes durchaus 
nicht zugab, daß die Reiſende in dem Privat-Palais des Erzherzogs abſtieg. Dieß 
erregte unter der Einwohnerſchaft den größten Jubel. Eben jo ſind in dem kai⸗ 
ſerlichen Schloſſe zu Schönbrunn beſondere Zimmer für dieſelbe eingertchtet wor⸗ 
den, ſo daß dieſelbe von nun an ſtets mit ihrem erzherzoglichen Gemahle in Wien 
zuſammen wohnen wird. 5 

Heute iſt der Reichsverweſer nach dem Luſtſchloß Schönbrunn abgereiſt, 
wo er ſich ein paar Tage aufhalten wird, da die Eröffnung des Reichstages we⸗ 
gen einiger Vorbereitungen noch um einige Tage verſchoben worden iſt. Die 
Rücktehr des Kaiſers erwartet man am 23, d. M. (Schl. Ztg.) 

— Die Lebensfrage des Ausichuges: „Fortbeſtehen oder Auflöſen,“ Sein 
oder Nichtſein wurde verhandelt; und, nachdem ſich alle Stimmen (bis auf 
drei) für das Fortbeſtehen erklart, wurde beſchloſſen: daß der Ausſchuß nach wie 
vor feine ihm am 26. Mai geftellte Aufgabe: die Aufrechthaltung der Ordnung, 
Ruhe und Sicherheit und die Wahrung der Volks rechte, dem Reichstage unter⸗ 
geordnet, verfolgen werde. 

Aus Galizien, den 11. Juli. Einem Schreiben aus Defenzang von 
7. Juli zufolge hörte man dort die ganze Nacht Kanonendonner in der Ge⸗ 
gend von Verona, der wahrſcheinlich von dem Feuer der Oeſterreicher auf die 
ſich nähernden Piemonteſiſchen Truppen herrührt. Bei Anbruch des Tages war 
die ganze Garniſon von Peschiera unter den Waffen, da das Gericht ausgeſprengt 
war, daß der Feind einen Verſuch zur Wiedereroberung dieſer Feſtung beabſich⸗ 
tige. Später zeigte es ſich jedoch, daß F.⸗M. Radetzky während der Nacht mit 
einer Colonne die Richtung nach Villafranca eingeſchlagen habe. Dieß verurſachte 
große Bewegung im Lager; Carl Albert verließ ſofort mit ſeinem ganzen Stabe 
Roverbella und ſchlug ebenfalls die Richtung nach Villafrauea ein. Alles endete 
mit unbedeutendem Verluſte. (Ital. Bl.) 

Tarnopol, den 12. Juli. Geſtern Abends 8 Uhr iſt von der K. K. 
Gensd'armerie eine Abtheilung polniſcher Edelleute eingebracht worden, 
welche, aus Rußland kommend, die Grenze zu Pferde und vollkommen bewaffnet 
üͤberſchritten haben. Sie geben an, daß der Despotismus, mit welchem die Po⸗ 
len in Rußland behandelt werden, ſie zu dieſem Schritte gezwungen hat, und daß 
ihnen, um demſelben zu entfliehen, kein anderer Weg übrig blieb als der, ſich dem 
öfterreichifchen Schutze in die Arme zu werfen. ö 


Aus lan d. 


Frankreich. 

Paris, den 16. Juli - In der geſtrigen Sitzung der National» Ber 
ſammlung legte der Finanz- Miniſter der Verſammlung einen Geſetz-Entwurf 
vor, der die Auflage einer Hypotheken- Angabe anordnet. Der Miniſter hat die⸗ 
ſem Entwurf die Modifikationen, welche das Finanz-Comité in dem früher zu 
dieſem Zweck eingebrachten Geſetz⸗Entwurf vorgeſchlagen hatte, zu Grunde ges 
legt. Es ſoll danach, blos für 1848, von den Darleihen, die ſchon vor dem 


Monat April 1848 hypothekariſch eingetragen worden, eine Steuer von einem 
Fünftel des Zinſes der geliehenen Summen zu Laſten des Glaͤubigers erhoben wer⸗ 
den. Den übrigen Theil der Sitzung füllte der Bericht über eine Petition det 
chriſtlichen Bevölkerung des Libanon und die darüber entſtehende Diskuſſion. Die 
Petitionaire hatten Frankreichs Schutz gegen den Druck, unter welchem ſie leben 
in Anſpruch genommen. Herr Sarrans, der Berichterſtatter, ſetzte die ſchon 
in der Deputirten-Kammer früher wiederholt zur Sprache gekommenen Zuſtände 
im Libanon nochmals aus einander und erkannte auch die Bemühungen der vori⸗ 
gen Regierung Frankreichs zu Gunſten der dortigen Chriſten an; jetzt aber meinte 
3 nach der Franzöſiſchen Februar Revolution, müſſe dort Alles dach Frank 
reichs Einfluß noch ganz anders werden. Herr Jules Baſtide, der Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten, bemerkte darauf: „Die in d e Form 
unſerer Regierung vorgegangenen Veränderungen ſcheinen mir nicht auch eine Ver⸗ 
änderung in unſeren Beziehungen zur Pforte verurſachen zu müſſen. Die geogra⸗ 
phiſchen Verhältniſſe und die Intereſſen ſind dieſelben geblieben. Za noch — ö 
bei den ernſten Umftänden, in welchen ſich Europa befindet, kann die Pforte 
möglicherweiſe berufen ſein, eine eben jo nützliche als ehrenvolle Rolle zu ſpielen 
und in dieſem Falle erheiſcht es die Politik unſeres Vortheils wie 5 — Ph 
thieen, der Pforte allen Beiftand zu leihen, deſſen ſie bedarf. Wenn aber die 
Franzöſiſche Republik geneigt iſt, die freundſchaftlichen Beziehungen welche und 
ſtets mit der Pforte verbunden haben, zu bewahren und noch enger & knüpfen, ſo 
haben wir nur um ſo mehr Aulaß, die mit ihr abgeſchloſſenen Verträge und Con- 
ventionen aufs gewiſſenhafteſte aufrecht zu halten. Was insbeſondere den Liba⸗ 
non betrifft, ſo iſt es unſer Recht und unſere Pflicht, eine Pflicht der Ehre und 
des Herzens, der wir uns nicht entziehen werden, daruber zu wachen, daß die 
Chriſten, welche dieſe durch ihre geographiſche Lage fo wichtige Gegend bewohnel, 
ſich eines wirkſamen Schutzes und einer vollſtändigen Sicherheit erfreuen. Wi 
müſſen darüber wachen, daß die Syriſchen Chriſten nicht von den Druſiſchen Ber 
völterungen unterdrückt werden, welche Mächte auch immer ſich bemühen mögen, 
die Wagſchaale zu Gunſten der letzteren neigen zu machen. Wir müſſen dafuͤt 
ſorgen, daß die Druſen nicht ausſchließlich das Privilegium haben, Waffen zu 
tragen, die Ghriften dagegen ihren Feinden wehrlos überliefert Westen. Es iſt 
Sache der Pforte, zu erwägen, welche Mittel ihr die beſten ſcheinen, um zu die⸗ 
jem Ziel zu gelangen; unſere Sache ift es, darauf zu dringen, daß das Ziel er⸗ 
reicht werde. Darauf hin geht der Bericht des Burger Sarrans, und in dieſem 
Sinn haben auch unfere Agenten ihre Weiſungen erhalten. Die Regierung wird 
nichts verſaͤumen, auf daß ſie gehörig beachtet werden, und die letzten Verände⸗ 
rungen im Ottomaniſchen Kabinet geben eine neue Zuverſicht, daß wir in biefer 
Hinſicht unfere Zwecke vollkommen erreichen werden.“ Die Verſammung beſchloß, 
die ihr vorgelegte Petition an den Chef der vollziehenden Gewalt und an den Mi- 
niſter der auswärtigen ae en e N 
— Die Büreaus der Nationalverſammlung ſind ! N 
raſcher als bisher mit der Prüfung des Wee e 
Die Kapitel 3 und 4 über die vollziehende Gewalt und den Staats rath der Re⸗ 
publik haben faſt in allen Büreaus lange und bedeutende Debatten veranlaßt. 


Zwei Syſteme wurden beſonders lebhaft erörtert: das der Kommiſſion, welches 
die vollziehende Gewalt einem durch allgemeines Stimmrecht und direkte Wahlen 


zu ernennenden Präfidenten überträgt, und das Syſtem de i ; 
verfammlung vorzunehmenden Praͤſidentenwahl. 1 W D 
— Der Geſetz⸗Eutwurf in Betreff der Klubs iſt ſchon iu den meiften Büre⸗ 
aus berathen worden; im Allgemeinen zeigte ſich die Majorität den miniſteriellen 
Vorſchlägen günſtig. Bezüglich der Journal-Cautionen find die Anſichten in 
den Büreaus ſehr getheilt, und wenn auch der Grundſatz der Cautions- Leiſtung 
gutgeheißen wird, ſo glaubt man doch, daß die einzelnen Beſtimmungen über ſeine N 
Anwendung bedeutende Abänderungen erleiden werden. 

— Das Arbeits-Comité der Nationalverſammlung hat ſich geſtern für den 
Vorſchlag der Herren Aſtoin, de la Boulie und Olivier erklärt, nach welchem im 
Fall des Falliſſements eines Arbeitsgebers die von ihm beſchäftigten Arbeiter zum 
Belauf eines dreimonatlichen Lohns den Vorzug vor allen anderen Anſprüchen har 
ben und dabei die in den Handelsgeſetzen vorgeſchriebenen Förmlichkeiten wegfal⸗ 
len ſollen. 

— Abgeordnete der Setzer und Drucker ſuspendirter Journale begaben ſich 
vorgeſtern zu Cavaignae, um die Aufhebung der Suspenfion zu beantragen. 
Herr Marie, der Präſident der National⸗-Verſammlung, empfing fie und eröffnet 
ihnen, indem er jede Verantwortlichkeit für die Maßregel ablehnte, daß in kurzen 
die Frage eine für alle Betheiligte befriedigende Löſung finden werde. In einer 
von den Eigenthümern der „Preſſe“ gegen die Suspenſion dieſer Zeitung ver⸗ 
offentlichen Proteſtation finden ſich folgende Notizen: Mindeſtens 15,000 unter 
den 70,000 Abonnenten der „Preſſe“ haben ſich, da ihr bennemind am 30. 
Juni ablief, nothgedrungen auf andere Blätter abonniren müſſen; weitere 
15,000, deren Abonnement am 15. Juli oder ſpäter abläuft, haben ſchon auf 
Erneuerung deſſelben verzichtet oder werden dies noch thun. Die Suspenſion 
entzieht ſomit der „Preſſe“ etwa 30,000 Abonnenten, welche ſofort mindeſtens 
300,000 Fr. bezahlt hätten, und deren Einbuße jährlich auf weit über eine 
Million zu veranſchlagen iſt; 20 Redakteure, 25 Büreau-⸗Angeſtellte, 70 Setzer 
und Korrektoren, 20 Maſchiniſten und Papieraufleger, 64 Zuſammenlegerinnen 
und 560 Austräger ſind gegenwärtig ohne Salar. Der Schaß verliert durch 
die Suspenſion täglich 2000 Fr., und die Fabrikanten des Papiers und des 
Schwärze, fo wie die Schriftgießer, büßen im Durchſchnitte täglich 4000 Fr. ein. 

(Mit einer Beilage) 
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Belgien. N 
Brüffet, den 16. Juli. Der „Moniteur“ veröffentlicht folgenden König- 
lichen Beſchluß: „Art. 1. Es ſollen bei der Kunſt-Ausſtellung für 1848 zwei 
Jurp's eingeſetzt werden, die eine mit dem Zwecke, die Zulaſſung von Kunft-Ge: 
genſtänden zur Ausſtellung zu verfügen, die andere, um die Vertheilung von 
Belohnungen und Aufmunterungen, fo wie den Ankauf von Gemälden, vorzu— 
ſchlagen. Art. 2. Die erſte Jury wird aus acht Mitgliedern zuſammengeſetzt, 
und zwar aus vier Malern, wovon wenigſtens zwei Hiftorien-Maler fein müſſen, 
aus zwei Bildhauern, einem Graveur und einem Zeichner. Jeder Belgiſche oder 
in Belgien wohnende Künſtler, welcher die Ausſtellung beſchickt, iſt berechtigt, 
an der Wahl dieſer Jury Theil zu nehmen. Art. 3. Die Jury für die Belohnun— 
gen und Ankäufe iſt zuſammengeſetzt aus ſieben in derſelben Weiſe wie oben ge⸗ 
wählten Mitgliedern.“ Die Regierung behält ſich vor, dieſe Zahl bis auf elf 
zu vermehren durch Beiordnung von vier direkt von ihr ſelber ernannten Mitglie- 
dern. Dieſer Beſchluß enthält eine wichtige Neuerung. Früher wurden die 
Angelegenheiten der Ausſtellung durch ein Comité beſorgt, welches ganz vom be— 
treffenden Miniſter gewählt war, eine Maßregel, gegen welche die Künftfer ſeit 
vielen Jahren regelmäßig Proteſt eingelegt hatten. 
r 
Tagſatzung. Sitzung vom 14. Juli. An der Tages⸗Ordnung iſt die 
Note des Deutſchen Bundes und die der Badiſchen Regierung (wegen der Deut— 
ſchen Flüchtlinge). Die Deutſchen Abgeordneten ſind heute nicht auf der Tribüne 
zu bemerken. Die Umfrage betrifft nicht, wie Zürich bemerkt, daß die Noten 
heute beantwortet werden aber irgend ein Beſchluß gefaßt werden ſoll, ſondern es 
wird eine Kommiſſion zu näherer Unterſuchung, zur Entwerfung einer Antwort 
* anderer Maßregeln beantragt, welcher auch die von den einzelnen Kantonen 
einzuholenden Berichte übergeben werden ſollen. Es wurden vorerſt ſämmtliche 
neue Aktenſtücke vorgeleſen, welche den Ständen durch Kreisſchreiben übermittelt 
werden follen. Sie beſtehen in einem Rundſchreiben des Central-Ausſchuſſes der 
Deutſchen in der Schweiz in Biel, vom Präſidenten Becker und Sekretair Hat⸗ 
temer unterzeichnet, worin mit dem Motto „Freiheit, Gleichheit, Brüderſchaft“ 
alle Deutſchen zu fortgeſetzter Republifanifirung Deutſchlands aufgefordert und 
eine Inſtruktion zu vollſtändiger militairiſcher Organifirung aller Deutſchen in 
der Schweiz mitgetheilt wird. Der Antrag von Zürich wurde mit 211 Stim⸗ 
men zum Beſchluß erhoben und die Kommiſſion aus folgenden Mitgliedern zu, 
ammengeſetzt: Funk, Zehnder, Hungerbühler, Korn und Munzinger. Für 
A genen an den Vorort ſtimmten nur Genf und Baf ellandſchaft; für 
feld 175 15 keins, Jr. beiden Noten zu beantworten: Genf und Ba⸗ 


die ehre, 8 (Eidg. Ztg.) Dem Großen Rathe des Kantons Luzern gebüh 
8 a ee e . r 
a ec de bean e e den n e 
ſchluß geſaßt: 1) Oer Stand Luzern, indem er das Votum ſeiner Geſandtſchaft 
—— erklart ſich für die Annahme der neuen Bundes- Urkunde mit Vorbehalt 
8 8 Volke. 2) Der Regierungs- Rach fei‘peanftragt, über 
mag 2 mg dem Großen Rathe einen Vorſchlag zu hin⸗ 
barbariſche Geſet ia Pfoffer hat den Antrag geſtellt, das früher erlaſſene 
der Antrag wurde 5 en die Freiſchaaren auzuheben und ein auderes zu etlaſſen; 
Aufhebung des j Abeblich erklärt, Auf das Geſuch des Dr. J. R. Steiger um 
— zur Zeit vom Kriminalgerichte des Kantons Luzern über ſeine 
> u gefällten Straf⸗Urtheils wurde 
—— durch jenes Urtheil aufgebürdet 
abe als uur un on 
uter die v 
gen Großen Rathe eee 
Regierungs Rath angewieſe 
auszuſtellen. f 


Ruß lan d und 
Petersburg den 11 en 
; „Juli. i 1 
verwaiſten Familien und Pansen Der Kaifer hat für die durch die Cholera 


Kriegsgouverneurs von ein Comité unter dem Vorfige des General- 
f N etersbur 

die durch die Epidemie — len S 
„Dieſes Comité bat am 6. Jul 


bebleben; im Verlaufe diet 2 e 3790 Cholerakranke in Behandlung 


en 574 ( i e. Tages kamen hinzu 853, es genafen 172 und flar- 
bandlu arunter in den Wohnungen 328). Zum 9. i { i 
9 389 Kranke, zum II. Juli 3935 —— 3 e In 


ge et den 8. Juli. großer Heftigkeit 
2 aufe Opfer giebt in unſeren engen Stadttheilen Gaſſen, wo fie aus je⸗ 
den ind dn Bedroh Von Geſchäften und Handel iſt bei dieſer 

geſchloſſen faſt gar nicht die Rede und die meiſten Lä⸗ 


Verſammlun e 
d zur Vereinbarung der preußischen Staats 
Schluß der Dre Werfaſſung. 


Wenn auch ein igſten Sitzung, vom 18. Juli. 


Urt f . 
(Derichterſſatter), denne) auf Wutageſcnate wirklich vorläge, ſo würde er 


maire's ſofortige Einberufung antragen, 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


a N x 4 
gegeben zu haben Stimme für die Annahme der neuen Bundes Verfaſſung, %. Wr learn befindlichen Gegenſtänden geſchritten. 
e 


den 22. Jul 1848. 


— TEEEERETENTEE SERIERENFNEEBENESBEENEREBER SEE 


da, falls ſich eine Schuld gegen Jenen ergebe, nach 3 2 — 
geſchritten werden könne (Bravo). Demnächſt hat He.! he Kad m 
trageſteller das letzte Wort. Die Bewegung in Trier fei 1 1 
Berliner Revolution geweſen, Valdenaire's Vergehen rein po 8 beein 
nicht ſchuldiger als die anderen Trierer. (Beifall.) Der Antrag de ae 
fion auf ſofortige Einberufung des Abg. Valdenaire wird ang 


men.“ Die anweſenden Miniſter, welche zugleich Abgeordnete find, die HH. 


v. Auerswald und Milde, erheben ſich gleichfalls dafür. Von der Rechten 


hat faſt Niemand die Frage bejaht. Der Präſident erklärt ſofort, er werde 


Veranlaſſung nehmen, Hrn. Valdenaire ſchleunig einzuberufen, erſucht aber den 
Aeg die Verſammlung nicht vor der Ankunft des Abg. Valdenaire 
u verlaſſen. . 

3 Hr. Borchardt verlieſt nun folgenden dringenden Antrag vor allen an⸗ 
deren: „In Erwägung, daß, nachdem die meisten Abtheilungen der National- 
Verſammlung ſich für Abſchaffung der Todesſtrafe ausgeſprochen haben, 
in dieſen Tagen zwei Todes-Urtheile in Coblenz vollſtreckt worden ſind, und 
die Vollſtreckung anderer bevorſteht: daß aber, wenn die Strafe als eine unge⸗ 
rechte und inhumane erkannt wird, auch kein Menſchenleben deshalb mehr ges 
opfert werden darf, wolle die hohe Nalionalverſammlung beſchließen, daß eine 
Sitzung über acht Tage zur Verhandlung und Veſchlußnahme über den Au- 
trag des Abgeordneten v. Liſiecki auf Abſchaffung der Todesſtrafe fixirt werde. 
Der Antrag wird unterſtützt. Die Abg. Miniſter v. Auerswald und Milde 
erheben ſich auch dafür. Weiterm Vefchluffe nach wird derſelbe vor der Ta⸗ 
gesordnung eingebracht, und der Antragſteller begrüdet nun die Dringlichkeit. 
Die Abſchaffung der Todesstrafe ſei in den meiſten Abtheilungen ſchon geneh⸗ 
migt, und die Eile um fo größer, als vielleicht ein wegen eines politiſchen Ver⸗ 
brechens erkanntes Todesurtheil vollfiredt werden könne. — Discuſſion über 
die Feſiſtellung eines Termins. 

Der Miniſterpräſident erklärt, Namens der Regierung, daß Todes⸗ 
urtheile jetzt nicht vollzogen werden. 3 

Hr. Nethe bringt ein Amendement ein: es folle den Abtheilungen die 
ſchleunige Verathung über die Aufhebung der Todesſtrafe empfehlen und dem⸗ 
nächſt beſchließen, den desfallſigen Bericht der Central-Abtheilung vor allen 
anderen auf die Tagesordnung zu ſetzen. Bei der Abſtimmung wurde Bor⸗ 
chardts Antrag verworfen, Niethe's Amendement dagegen augenom⸗ 
men. Hr. v. Kirchmann meldet, daß die Central⸗Abtheilung bereits am 
folgenden Tage über den Gegenſtand berathen, es alſo zu erwarten ſei, daß er 
binnen einer Woche zum Vortrag komme. 

Mehrere als dringlich angemeldete Anträge werden auf die nächſte Tages⸗ 
ordnung verwieſen. 

Der Antrag des Hrn. Olberg, die gerichtlichen, polizeilichen und Steuer⸗ 
Erefutionen gegen Landbewohner nur auf erfolgten ſchriſtlichen Erlaß der Orts⸗ 
ſchulzenämter vollſtrecken zu laſſen, wird nicht unterſtützt, alſo beſeitigt. 

Hr. Friedrich beantragt, daß im Hinblick auf frühere Nothjahre, in 
allen Provinzen des Staates Magazine angelegt werden, wozu das laufende 
Jahr, wegen feiner Fruchtbarkeit alsbald die erſte Gelegenheit biete. Der An⸗ 
trag wird zur nächſten Tagesordnung geſchrieben. 


i i esordnung und zwar zu den, noch ſeit dem 29. v. 
Endlich wird zu der Tag 9 3 3 3 Kämpf befragt, 
„De debe tn bem Katie e ae eee Varus plge Beer ben Alt 
tär-Medizinalweſens, namentlich in Vetreff der Militär⸗Unterärzte, in Ausſicht 
ſtellen zu können?“ Der Kriegsminiſter entgegnet, daß bereits durchgrei⸗ 
fende Vorarbeiten zur Umgeſtaltung des Militär- Medizinalweſens vorliegen, 
mit den dringendſten Veränderungen unverzüglich vorangegangen werde und 
ſchon in der nächſten Zeit ein Erlaß erſcheinen werde, welcher die Beſoldungen 
und den Rang der Militär-Unterärzte erhöhe. 


Nunmehr wird zu der Tagesordnung vom J. d. Mts. übergegangen. Hr. 
Hofferichter erklärt ſeine, an den Kriegsminiſter gerichtete, alſo lautende An⸗ 
frage: „aus welchen Gründen der 2 efehl des Königs, wonach die Cenſur für 
immer aufgehoben iſt, nicht auch in gleicher Weiſe, wie für die übrigen Staats- 
bürger, auf die freie Meinungsäußerung des Militärs durch die Preſſe An⸗ 
wendung findet?“ für erledigt, da ihm aus dem Kriegs-Miniſterium die 
Miltheilung von der Aufhebung auch dieſer Cenſur geworden. 


Ir. Bredt verlieſt folgende Anfragen an das Staats⸗Miniſterium: 1) ob 
und welche Schritte Seitens der Preußiſchen Regierung, im Verein mit den 
übrigen Zollverbands-Regierungen geſchehen ſind, um den Beitritt Oeſterreichs, 
Hannovers. Oldenburgs, Mecklenburgs und der Hanſeſtädte zum Zollverein 
zu bewirken und hierdurch die Bildung eines allgemeinen deutſchen Zoll⸗ 
vereins herbeizuführen? 2) ob und wieweit neben der Bildung eines allge⸗ 
meinen deutſchen Zollvereins, darauf Bedacht genommen worden, mit den 25 
nannten Regierungen, namentlich denjenigen der deutſchen Nordſee— 2 
gleichzeitig einen deutſchen Handels- und Schiſffahrtsbund zu‘ ſtem 
di, du bringen, welcher, gefügt auf ein gemeinſames Diſferengialzol nent 
die Aufgabe hat, die bisherige fremde Vermittelung des dee mit 
lantiſchen Handels zu befeitigen, dagegen den directen Handel an daß 
den überſeeiſchen Ländern zu befördern? 3) und ob mit RA res aufer 
der gegenwärtige Zollvereing « Tarif bereits mit Ablauf Be uſammen⸗ 
Kraft tritt, eine ſchleunige vorläufige Repiſton Se ee daten u u 
herufung eines Abgeordneten-Congreſſes der bisherigen der welche Mahregeln 
ter Zuziehung von Sach verſtändigen beabſich nene a 
in dieſer Beziehung proviſoriſch angeordnet werden fole 


Da alle drei Anfragen unterſtützt werden, a er ui 
auch ſofort darauf antworten zu wollen erklärt, ſo 17 wünsch 1 5 1 + 
die erſten beiden Fragen, deren Beantwortung Frage ſich licht . f kiniſter 
Milde glaubt e IA N 0 Ba en wal 100 f 

it ri icht auf die Verha n en 
e Delta Küläen, 1842 und 43 mit der Hannöverſchen Regierung ges 
ſchwebt, vielmehr beziehe ſich die Frage 1 07 nur auf die Zeit nach der Baar 
Revolution. Der vormalige Bundestag ha ne 19. Mai c. den Wunſch 5 
geſprochen, daß möglichſt bald in Fran furt die Frage über die Schaffung e 
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allgemeinen Deutfchen Zollverbandes in das Leben zu rufen ſei. Die Preußi⸗ 
ſche Regierung ſei aber ſchon vor jenem Beſchluſſe mit derſelben Frage beſchäf⸗ 
tigt und der Anſicht geweſen, daß die einzelnen Staaten ſchleunigſt die Sache 
durch Commiſſarien vorberathen laſſen mögen. Mittlerweile habe indeß der 
Centralausſchuß für Volkswirthſchaft in Frankfurt feine Wirkſamkeit begonnen 
und erſt in der allerneuſten Zeit hat man wiederum Aufforderungen zu der Erz 
ledigung der Sache erlaſſen. Die preußiſche Regierung, welche noch faktiſch an 
der Spitze des Zollvereins ſtehe, werde die Angelegenheit gewiß beſchleunigen. 
Was die zweite Frage betreffe, ſo ſei es wohl im Allgemeinen bekannt, daß der 
Streit über die Differenzial-Zölle in der Literatur und unter den Regierungen 
verhandelt worden, Preußen deshalb namentlich mit Hannover, Oldenburg, 
Bremen und Hamburg in Verbindung getreten ſei, wobei ſich die erſtge⸗ 
nannten drei Staaten unbedingt für, die letzteren gegen die Differenzzialzölle 
ausgeſprochen haben. Bis jetzt liegen zwar Materialien und Meinungen vor, 
er, der Miniſter, müſſe ſich aber die Frage vorläufig offen halten. 

Hr. Bredt erkennt zwar die, in dieſer Beziehung von der Regierung ent⸗ 
wickelte Thätigkeit an, meint aber, es werde auch dem Lande von Intereſſe ſein, 
zu erfahren, was die preußiſche Regierung für die Zukunft von den Differen⸗ 
zialzöllen halte. Der Miniſter Milde erklärt, augenblicklich nicht in der Lage 
zu kin, um ſich darüber ausſprechen zu könneu. Hr. Bredt entwickelt nun 
die dritte Frage, welche er für ſehr wichtig hält. Miniſter Milde erwiedert, 
daß die in Ausſicht ſtehende Zollvereinigung die diesſeitige Regierung bereits 
veranlaßt habe, da in Bezug auf die Vereinstariſe die einzelnen Staaten mit 
ihren Volksvertretungen berathen, die Anfrage zu machen, ob es nicht beſſer 
ſei, die Tarife vorläufig auf ein Jahr zu verlängern, worauf die einzelnen 
Staaten auch eingegangen ſeien. Ueber den letzteren Punkt werden der Net 
ſammlung nächſtens weitere Eröffnungen zugehn. 

Hr. Schüge hatte folgenden Antrag auf fofortige Berathung und Be⸗ 
ſchlußnahme auf die Tagesordnung gefegt: „Eine hohe National-Verſammlung 
wolle beſchließen, daß dem Abgeordneten Gladbach, welcher in der Sitzung 
am 30. Juni bei Einführung feiner Interpellation ſich die Worte erlaubt hat: 

fich u oe f n Freiſchaaren in Schleswig und Holſtein hat 

„wel e dich ni ußi tale» Digeivfi 

eech en fee a cht von der Preußiſchen Militair» Disciplin hat 
wegen dieſer Aeußerung öffentlich das Mißfallen der Verſammlung durch den 
Herrn Präſidenten zu erkennen gegeben und derſelbe aufgefordert werde, ſich 
in Zukunft ſolcher Aeußerungen zu enthalten, welche das National-Gefühl eines 
jedes echten Preußen verletzen und eines Preußiſchen National-Vertreters un⸗ 
würdig find. Der Untragfteller hat feinen Antrag nunmehr aber ſelbſt zurück⸗ 
genommen, worauf Or Glad bach in einer perſönlichen Angelegenheit das 
Wort ergriff. Schon ſeit 14 Tagen ſchwebte jene Anklage über ſeinem Haupte; 
jetzt ſtehe Hr. Schütze, Juſtiz-Kommiſſarius und Abgeordneter für Frauſtadt, 
von dem Antrage ab. Dazu habe er freilich das Recht, es zeuge aber nicht 
von Tapferkeit, nachdem man ſeinen Collegen ſo infamirend behandelt, auch 


ſich zurückzuziehen. Sein Verfolger und Ankläger nehme Anſtoß an dem Aus⸗ 
druck „enechten“, ein Ausdruck, welcher jeden echten Preußen beleidigen ſolle. 
Sein Gegner habe einen ſehr maffiven Maßſtab für das Preußiſche National⸗ 
gefühl, unter welchem letzteren ſich ſchon viele Ungereimtheiten verſteckt hãtten · 
(Unterbrechung. Ruf zum Schluß.) . 

Hr. Schütze erklärt, daß er ſeinen Antrag nicht aus Furcht oder Feigheit 
zurückgenommen habe, ſondern um eine leidenſchaftliche, im Grunde nutzloſe 
Debatte zu vermeiden. (Heftiger Ruf nach dem Schluß.) 

Der Präſident nennt nun noch die Mitglieder der Commiſſion zur Unter⸗ 
ſuchung der Zuſtände in Poſen und der zur Einſichtsnahme in die Staatsfinans 
zen, theilt mit, daß am Montag den 24. d. M. eine Neuwahl des Präfldenten 
und Vice⸗Präſtdenten flattfinden werde, und beraumt die nächſte Sitzung 
auf Freitag den 21. d. M. Vormittag 10 Uhr an. 

(Schluß der Sitzung 3 Uhr 20 Min.) 


Markt⸗ Bericht. Pofen, den 21. Juli. 
(Der Schfl. zu 16 DIE. Preuß.) 

Weizen 1 Rihlr. 10 Sgr., auch 1 Rthlr. 18 Sgr. 11 Pf.; Roggen 24 
Sgr. 5 Pf., auch 28 Sgr. 11 Pf.: Gerſte 15 Sgr. 7 Pf., auch 20 Sgr.; Has 
fer 15 Sgr. 7 Pf., auch 17 Sgr. 9 Pf.; Vuchw. 20 Sgr. auch 22 Sgr. 3 Pf.; 
Kartoffeln 8 Sgr. 11 Pf., auch 8 Sgr. 11 Pf.; der Cin. Heu zu 110 Pfd. 20 
auch 24 Sgr.; Stroh, das Schock zu 1200 Pfd 4 Rilr., auch 4 Rihlr. 15 Sgr.; 
Butter das Faß zus Peund 1 Rthlr 15 Sgr., auch 1 Nihlr. 20 Sgr.; Spi⸗ 
ritus pro Tonne von 120 Quart zu 80% Tralles 161 — 163 Rthle. 


Berlin, den 20. Juli. 

Weizen nich Qual 45—50; Roggen loco 24—27; per Frühjahr 1849 28 
gemacht, Juli Sept. 244 ohne Geſchäft, Sept.) Oetob. 26 Br., 25 G.; Gerſte 
große, loco 21—22; Hafer loco nach Qual. 16 18.— W. Rübſen 61 gem; 
Rüböl loco 107 —10f, Juli) Auguſt 10710, Auguſt( Sept. 1077 bez., 108 
Septemb Okt. 102—103, Okt./Nov. 104 — 104, Nov. / Dec. 11105. — Spi⸗ 
ritus loco ohne Faß 17 bez., mit Faß 164 bez. u. Br., Juli/ Sept 17 nominell, 
Sept. Okt. 163 


— 


Kirchen: Nachrichten für Poſen. 
e Sonntag den 23. Juli e. werden predigen: f 
Ev. Kreuzkirche. Vm. Hr. Ober-Pred. Hertwig. — Nm: Hr. Pred. Friedrich, 
Ev. Petrikirche. Vm: Hr. Cand Freiſchmidt. 
Garniſonkirche. Vm.: Hr. Div.⸗Pred. Simon. 
Betfaal der chriſtkath Gem.: Vor⸗ und Nachm. Hr. Pred. Poſt. 

In den Parochieen der genannten Kirchen ſind in der Woche vom 14. bis 20. Juli e. 
Geboren: 4 männl., 2 weibl. Geſchl. Geftorben: 9 männl., 4 weibl. Geſchl⸗ 
Getraut: 2 Paare. 


Druck u. Verlag von W. Decker E Comp. Verantwortl. Redacteur; C. Henſel. 


Sommertheater im Odeum. 
Sonntag den 23ſten Juli: Drei Frauen und 
Keine; Luſtſpiel in 1 Akt von Schneider. — Sier⸗ 
auf: Ein Herr und eine Dame; Luſtſpiel in 
1 Akt v. Holbein. — Zum Schluß: Der Räuber⸗ 
bauptmann, oder: Ich irre mich nit; Luſt⸗ 
ſpiel in 1 Akt von Kettel. 


Ediktal⸗ Vorladung. 

Ueber den Nachlaß der am 19. und reſp. 27. Sep⸗ 
tember 1845 zu Poſen verſtorbenen Kaufmann 
Julie geb. Glückmann und Siegfried Liſſ⸗ 
nerſchen Eheleute, iſt heute der erbſchaftliche Liqui⸗ 
dations⸗Prozeß eröffnet worden. Der Termin zur 
Anmeldung aller Anſprüche ſteht 

am 27ſten September d. J. Vormittags 
um 10 Uhr 

vor dem Hrn. Rath Müller im Partheienzims 

mer des hieſigen Land- und Stadtigerichts an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird 
aller ſeiner etwaigen Vorrechte verluſtig erklärt und 
mit feinen Forderungen nur an dasjenige, was nach 
Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger von der 
Maſſe noch übrig bleiben ſollte, verwieſen werden. 

Poſen, den 12. Mai 1848 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
Erſte Abtheilung. 


Wir find von der Feuer- Verſiche⸗ 
rungs⸗Bank f. D. in Gotha bevollmäch⸗ 
tigt worden, über die bei der Darlehns⸗ 
Kaſſe verpfändeten noch unverſicherten 
Waaren ꝛc., behufs deren fofortiger Ver⸗ 
ſicherung gegen Feuersgefahr Interims⸗ 
Policen zu ertheilen. 

C. Müller & Comp., 

Sapieha⸗Platz No. 3. 
Graben Nro. 12 B. find gute Holzkohlen mit 


5 Sgr. der Scheffel, en gros auch billiger zu 
haben. 


wei Wagenpferde, 7 und Sjährige Füchſe, ſtehen 
& Martin No. 62. zum Verkauf. 90 : 


Markt Nro. 88. find von Michaeli c. ab große 
und kleine Wohnungen, ſo wie auch ein Laden zu 


vermiethen. Das Nähere daſelbſt eine Treppe boch 


Durch direkte Einkäufe bin ich im 
c unde, neue Matjes⸗Heringe von 6 
Pf. ab bis 14 Sgr. pro Stück zu verkaufen, bei 


Abnahme großer Quantitäten zu möglichſt billigen 
Preiſen die Heringshandlung 
von 


Benj. Scherek, 


Jeſuitenſtraße No. 2. 


Es geht die Sage, ich wäre todt; im Ges 
gentheil, ich lebe noch bedeutend und färbe Shawls, 
Tücher ꝛc. nach wie vor zu ſehr billigen Preiſen. 

M. Tausk, S.«⸗ſpärber. 


Heute Abend 7 Uhr im Saale der Königlichen 
Luiſenſchule General-Verſammlung der Mitglieder 
des Sterbekaſſen⸗Renten⸗Vereins. 

Das Direktorium. 


Einladung. 
Dienſſag den 25ſten d. M. Nachmittags 6 Uhr 
findet im Krätſchmannſchen Lokale eine General⸗ 
Verſammlung des Handwerker⸗Vereins Statt. Die 
geehrten Mitglieder werden daher erſucht, ſich recht 
zahlreich einfinden zu wollen, indem wichtige Gegen 
ſtände zur Berathung kommen. g 
Poſen, den 20. Juli 1848. 
Im Auftrage: 


Der Ordner Waller. 
Bi: 2 


Die neue 


Volkshalle 


(Bergſtraße No. 14., wo ein freier Kaſtanienbaum 
die friedliche Firma beſchattet). Mein gegenwärti⸗ 
ges Etabliſſement, heute Sonnabend den 22ſten 
Juli c. einzuweihen, beehre ich mich alle meine vers 
ehrten Freunde und Gönner zu einer humori⸗ 
ſtiſchen Volksverſammlung ergebenſt einzuladen. 
Tagesordnung: 1) Verbannung des Kaſtengeiſtes; 
2) Fortſchritt der Popularität; zum Abendeſſen 
Krebſe in Fricaſſee von ſchuldloſen Hühnern und 
galliſchen Hähnen ꝛc. x. A Portion nur 4 Sgr., 
das macht der Zeitgeiſt. Freundlichen Gruß. 
Bornhagen. 


— — — 


Heute Sonnabend den 22. Juul 


Gung'lſches Konzert 


im Hildebrandtſchen Garten. 


Sonntag den 23. Juli: Großes Garten⸗Kon⸗ 
zert, ausgeführt von Hautboiſten des Leibe Infant # 
Regts Entree à Perſon 2786: Familie 5 Sgr. 
Anfang 6 Uhr. Städtchen No. 13. Kufus. 


— 


Berliner Börse. 
Den 20. Juli 1848. 


|Zinst.| Beiet, | Geld 


Staats-Schuldscheme. ... ... ++» 34 737 1:73} 
Seehandlungs-Prämien-Scheine . . - — | 884 874 
Kur- u. ee. Schuldversch. 1 — - 7 
Berliner Stadt- Obligationen — 5 
Westpreussische Pfandbriefe 34 767 764 
Grossh. Posener 5 4 — 81 
Fi wen TC. 34 771 77 
Ostpreussische e e e 34 — 831 
Pommersche . 31911 — 
Kur- u. Neumärk. kk 34 921 — 
Schlesische wu a ee 
5 v. Staat garant. L. B. 35 Er 80 
Preuss. Bank-Antheil- Scheine — — 844 
Friedrichsd'orrr Hrn en. — 137 1 
Andere Goldmünzen à 5 Rthlr. 1% 12 
Diecontd cu ea 20 Sheieeian che aan — DT | 
Eisenbahn - Actien, N . 
voll eingezahlte: 
Berlin-Anhalter A. 8. 1 86 
5 Priorin“ - i enn en 81 
Berlin-Hambur ger.. 4 | 6071 —. 
„ Prioritätss 44 88 — 
Berlin-Potsdam-Mag deb. 1444 — 
» v Prior. AB: | 4 — — 
» » EAN — 
Berlin-Stettine nn FR 72 
Cöln-Mindener . »» + +» 5 . Dar a0 Be | 
» en her burn; 40 7 24 
Magdeburg- Halberstädter et 
Niedersch es.-Mürkischbe 33 684 | 684 
5 Prioritäts- 4 — 80 
D » . rl Tr 
» III. Serie 5 871 — 
Ober-Schlesische Litt. 4. 31 — 83 
„ . 314 — 83, 
Reisende 7 — — 154 
„ Stamm- Prioritäts 44 — — 
» Priorttäts-; i.i a4 14 — — 
» » v. Staat garantirt| 33 — — 
Thüringer E re N es. 4 — = 
Stargard-Posener . 2. vn cn ns 33 — 64% 


